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An den Herrn 
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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Seefeld, Dr. Apel, 
Wende, Ollesdi und Genossen und der Fraktionen der 
SPD, FDP 

- Drucksache VI/3619 - 


Die Kleine Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit von Wild- 
sperrzäunen an Straßen, insbesondere an Bundesfernstraßen 
und worauf kann die Bundesregierung ihre Aussagen stützen? 

Die Bundesregierung hat in einem Großversuch in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern Wildsperrzäune erprobt. Bereits einge- 
zäunte Abschnitte an vorhandenen Autobahnen wurden in die- 
sen Versuch einbezogen und durch neue Zaunabschnitte sowohl 
an Neubaustrecken als auch an vorhandenen Autobahnen er- 
gänzt, so daß insgesamt 125 km Autobahnen an etwa 20 ver- 
schiedenen Teilabschnitten untersucht wurden. Für die einzel- 
nen Zaunabschnitte ist eine Beobachtungszeit von jeweils zwei 
Jahren vorgesehen. In den eingezäunten Streckenabschnitten 
sind die Unfälle mit Wild erheblich zurückgegangen, teilweise 
bis zu 90 ®/o. Demnach erscheinen Wildsperrzäune als ein geeig- 
netes Mittel, Wild von der Straße fernzuhalten. 

Gewisse Schwierigkeiten können sich jedoch z. B. an Anschluß- 
stellen, Einmündungen und Kreuzungen ergeben, wo u. U. 
Zaununterbrechungen unvermeidbar sind. 
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Zur Unfallhäufigkeit ist folgendes zu bemerken: Die amtliche 
Straßenverkehrsunfallstatistik, in die lediglich die gemeldeten 
Unfälle eingehen, erfaßt die Unfallursache „Tier auf der Fahr- 
bahn" ohne Trennung nach Haus- und Wildtieren. Im Jahre 
1970 wurde diese Unfallursache 3246mal an allen Straßen der 
Bundesrepublik Deutschland festgestellt. 1171 Unfälle ereig- 
neten sich auf Bundesfernstraßen; bei 626 dieser Unfälle wurden 
Personen verletzt; 19 Menschen wurden getötet. Zur Verdeut- 
lichung der Relation dieser Unfallursache zum Gesamtunfall- 
geschehen sei bemerkt, daß bei den 1,393 Mio Straßenverkehrs- 
unfällen in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1970: 
550 988 Personen verletzt und 19 193 Menschen getötet worden 
sind. 

Die Verkehrsunfälle mit der Unfallursache „Tier auf der Fahr- 
bahn" sind nicht nur ein spezifisches Problem der Bundesfern- 
straßen, sondern ein Problem der Sicherheit auf allen Straßen. 

Regionale Untersuchungen in Bayern haben im Jahre 1968 er- 
geben, daß sich die dortigen Wildunfälle mit 8Vo auf die Bun- 
desautobahnen, mit 39 Vo auf die Bundesstraßen und mit 53 Vo 
auf die übrigen Straßen verteilen. 

Die amtliche Straßenverkehrsunfallstatistik erfaßt nicht die Zah- 
len für die Verluste an Wild. Die Forschungsstelle für Jagd- 
kunde und Wildschadenverhütung in Bonn erwähnt für das 
Jagdjahr 1967/68 rund 180 000 Stück Haarwild, davon 120 000 
Hasen. 


2. Wie haben sich die vorläufigen Richtlinien für die Anordnung 
von Wildsperrzäunen an Bundesfernstraßen vom 28. Juni 1971 
bewährt und wie viele Wildsperrzäune sind aufgrund dieser 
Regelung errichtet worden? 

Durch die vorläufigen Richtlinien für die Anordnung von Wild- 
sperrzäunen an Bundesfernstraßen vom 28. Juni 1971 konnten 
die Voraussetzungen für die Gewährung von Zuschüssen durch 
den Bund geschaffen werden. Der Bund zahlt als Straßen- 
baulastträger für die Bundesfernstraßen 90 Vo der Herstellungs- 
kosten und 50 Vo der evtl. Erneuerungskosten; auf die Jagd- 
berechtigten entfallen 10 Vo der Herstellungskosten und 50 Vo 
der evtl. Erneuerungskosten; außerdem haben Sie für die 
Instandhaltung der Zäune zu sorgen. 

Die Bundesregierung betrachtet den Beitrag des Bundes als eine 
freiwillige Leistung, den Unfällen mit Wild zu begegnen, da für 
sie als Straßenbaulastträger keine rechtliche Verpflichtung zur 
Errichtung von Wildsperrzäunen besteht. Der Verkehrssiche- 
rungspflicht wird nach herrschender Rechtssprechung durch das 
Aufstellen des Gefahrzeichens 142 der Straßenverkehrs- 
Ordnung entsprochen. 

Rund 34 Kilometer Autobahnen mit etwa 17 Teilabschnitten 
sind bzw. werden nach den vorläufigen Richtlinien aufgrund 
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vertraglicher Vereinbarungen mit den Jagdberechtigten mit 
Wildsperrzäunen versehen. 


3. Welche finanziellen Mittel wurden bisher von der Bundesregie- 
rung für die Errichtung von Wildsperrzäunen aufgewendet? 

Für den Großversuch des Bundes (125 km s. Frage 1) wurden 
Bundesmittel in Höhe von 1 Mio DM zur Verfügung gestellt. 
Dazu traten im einzelnen nicht erfaßte Beiträge Dritter zu den 
Wildsperrzäunen. 

Für die vertragliche Bezuschussung von Wildsperrzäunen sind 
im Haushalt der Bundesregierung keine besonderen Mittel aus- 
gewiesen. Die Zuschüsse gehen zu Lasten der einzelnen Straßen- 
baumaßnahmen. Bisher sind insgesamt 565 000 DM Zuschüsse 
an die Jagdberechtigten gegeben bzw. zugesichert worden. 


4. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie das 
Problem der Errichtung und Unterhaltung von Wildsperrzäunen 
in anderen europäischen Ländern geregelt ist? 

Die Bundesregierung hat Umfragen in Österreich, der Schweiz, 
den Niederlanden und in Schweden gehalten. Als Ergebnis ist 
festzustellen, daß in keinem der vier Länder der Straßenbau- 
verwaltung die Errichtung und Unterhaltung von Wildsperr- 
zäunen gesetzlich auferlegt worden ist. Soweit Wildsperrzäune 
errichtet werden, geschieht dies, wie in der Bundesrepublik 
Deutschland, außerhalb einer Rechtspflicht. 

Während in den Niederlanden Vorkehrungen gegen Zusam- 
menstöße mit Wild nur selten vorgesehen werden und dann in 
der Regel durch Aufstellung sog. Wildspiegel, kommt z. B. in 
Schweden der Abhaltung des Wildes von der Straße erhebliche 
Bedeutung zu, insbesondere wegen des Vorkommens der Elche. 
Es hat den Anschein, daß auch in diesen Ländern in der Frage 
des Wildschutzes zunächst noch Erfahrungen gesammelt wer- 
den. Versuchsprogramme laufen, so wie es in der Bundesrepu- 
blik Deutschland der Fall war, zunächst ausschließlich zu Lasten 
der Straßenbauverwaltung. 

Für Österreich ist bekannt, daß dort die Bundesstraßenverwal- 
tung Wildsperrzäune aufgrund eines Übereinkommens mit der 
Jagdgenossenschaft oder dem Eigenjagdbesitzer aufstellt, die 
Herstellungskosten trägt und auch für die Instandsetzung auf- 
kom.mt, soweit diese durch Verkehrsunfälle oder Naturereig- 
nisse oder boshafte Sachbeschädigung notwendig wird. Der 
Jagdausübungsberechtigte verpflichtet sich, die Zäune minde- 
stens einmal jährlich zu begehen. Er trägt auch die Kosten der 
Instandsetzung für die vom Wild verursachten Beschädigungen. 
In der Schweiz werden auerhalb des Nationalstraßennetzes 
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kaum Wildsperrzäune errichtet. Die Finanzierung der Wild- 
sperrzäune an Nationalstraßen regelt sich derart, daß der Bun- 
desanteil 86 Vo beträgt; 14®/o sind von den Kantonen zu bezah- 
len. Die Instandhaltung der Zäune besorgen die Kantone, wäh- 
rend der Bund hierzu keine Beiträge leistet. 


In Vertretung 

Wittrock 



